Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 303 


09. 03. 73 


Sachgebiet 233 


Antwort 
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Mick und Genossen 
— Drucksache 7/233 — 

betr. Modernisierng von Altbauwohnungen 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 9. März 1973 - L 3 - 020113 - 3/2 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet: 

Die Bundesregierung mißt der Modernisierung von Altbauwoh- 
nungen eine besondere wohnungspolitische Bedeutung bei. 
Gerade im vergangenen Jahr hat die steigende Nachfrage nach 
öffentlichen Mitteln deutlich gemacht, daß die Modernisierung 
von Wohngebäuden zu einem immer vordringlicheren Problem 
wird und neue Prioritäten im Rahmen der öffentlichen Förde- 
rung verlangt. Dabei muß es auch darum gehen, die extremen 
Qualitätsunterschiede zwischen alten und neuen Wohnungen 
zu beseitigen. Die Einbeziehung der Altbaumodernisierung in 
die Wohnungsbauförderung ist deshalb in das Arbeitsprogramm 
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau aufgenommen worden. 

Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Trifft die Feststellung des Instituts für Städtebau, Wohnungs- 
wirtschaft und Bausparwesen zu, zwei Drittel der Bundes- 
bürger lebten gegenwärtig noch in Wohnungen mit einer Aus- 
stattung, die heutigen Wohnvorstellungen nicht gerecht wird? 

Wenn man den Wohnungsbestand an Ausstattungsmerkmalen 
mißt, die - wie die Ausstattung mit Sammelheizung - seit eini- 
gen Jahren im Wohnungsneubau weitgehend zur Norm gewor- 
den sind, so trifft die in der Frage genannte Aussage des Insti- 
tuts für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen zu. 
Zur Zeit dürften noch etwa 60 v. H. des Wohnungsbestandes 
nicht mit Sammelheizung ausgestattet sein. 
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2. Wie viele Haushalte können nach Schätzung der Bundesregie- 
rung bisher trotz Wohnberechtigung im sozialen Wohnungs- 
bau noch nicht mit einer Sozialwohnung versorgt werden? 

Da die Einkommensgrenzen des § 25 Abs. 2 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes in unregelmäßigen Abständen an die allge- 
meine Einkommensentwicklung angepaßt wurden, schwankte 
der Anteil der Haushalte, der berechtigt ist, eine Sozialwoh- 
nung anzumieten bzw. eine Förderung für ein Bauvorhaben 
zu erhalten, von Jahr zu Jahr. Er dürfte derzeit bei rd. 60 ®/o 
(rd. 13 Millionen Haushalte) liegen. Bis Ende 1972 sind rd. 5,7 
Millionen Sozialwohnungen errichtet worden. 

Es kann jedoch nicht Ziel der Wohnungspolitik sein, knapp 2/3 
aller Haushalte mit Sozialwohnungen zu versorgen, denn ein 
großer Teil der berechtigten Personen ist durch ein vielfach 
auch preisgünstiges Angebot des freien Wohnungsmarktes 
versorgt oder wohnt in Eigenheimen oder Eigentumswohnun- 
gen. Als Maßstab für den jeweils akuten Bedarf könnte allen- 
falls die Zahl der Haushalte herangezogen werden, die zwar 
einen Wohnberechtigungsschein, aber (noch) keine Sozialwoh- 
nung haben. Diese Zahl ist jedoch nicht bekannt. 


3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung das Volumen der bisher 
jährlich modernisierten Altbauwohnungen? 

Eine laufende amtliche Statistik über den Umfang und die Zahl 
der jährlich vorgenommenen Modernisierungen gibt es nicht. 
Alle vorliegenden Schätzungen sind mit einer erheblichen Feh- 
lermöglichkeit behaftet. Die Bundesregierung hält eine in der 
Fachliteratur genannte Größenordnung von derzeit rd. 300 000 
Modernisierungsfällen pro Jahr für realistisch. 

Dieses Volumen wurde u. a. durch Förderungsmaßnahmen von 
Bund und Ländern ermöglicht. So wurden im Jahre 1972 für die 
Förderung der Modernisierung und Instandsetzung von Wohn- 
gebäuden Zuschüsse zur Verbilligung von Kapitalmarktdar- 
lehen in Höhe von 45 Millionen Mark eingesetzt. Diese Mittel 
stellte die Bundesregierung im Rahmen des langfristigen Woh- 
nungsbauprogramms bereit. 1972 konnten damit rd. 32 000 
Wohngebäude modernisiert und instandgesetzt werden, und 
zwar 

13 988 Einfamilienhäuser (43,7 ®/o) 

10 873 Zweifamilienhäuser (34 ®/o) 

7 136 Mehrfamilienhäuser (22,3 ®/o). 

Insgesamt sind bisher im Rahmen dieser Maßnahme mehr als 
490 000 Ein- und Zweifamilienhäuser sowie rd. 195 000 Mehr- 
familienhäuser modernisiert worden. 
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4. Um welche Zahl müßte nach Ansicht der Bundesregierung das 
bisherige jährliche Modernisierungsvolumen gesteigert werden, 
um in absehbarer Zeit die im sozialen Wohnungsbau wohnbe- 
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reditigten Bevölkerungskreise angemessen mit Wohnungen 
versorgen zu können, die in ihrer Ausstattung den Sozialwoh- 
nungen entsprechen? 

Wie viele Haushalte, die in modernisierungsbedürftigen Woh- 
nungen wohnen, durch das gesamte gegenwärtige Modernisie- 
rungsvolumen begünstigt werden, deren Einkommen unterhalb 
der Grenzen des § 25 Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes liegt, ist nicht bekannt. Auch viele unmittelbar nach dem 
Kriege errichtete Sozialwohnungen genügen nicht mehr den 
heutigen Wohnansprüchen. Deshalb läßt sich nicht angeben, 
in welchem Umfang die Modernisierungen angeregt werden 
müssen, um „in absehbarer Zeit die im sozialen Wohnungsbau 
wohnberechtigten Bevölkerungskreise angemessen mit Woh- 
nungen versorgen zu können". 

Um die Fragen einer künftigen Wohnungspflege und Moderni- 
sierungspolitik zu klären, ist eine gemeinsame Kommission von 
Bund und Ländern gebildet worden, die ihre Arbeit noch in die- 
sem Monat aufnehmen wird. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, künftig ne- 
ben dem Wohnungsneubau auch außerhalb der eigentlichen 
Sanierungsgebiete verstärkt die Modernisierung von Altbau- 
wohnungen zu fördern? 

Die Modernisierung von Wohnungen wurde auch außerhalb 
von Sanierungsgebieten bisher schon von Bund und Ländern 
gefördert. Diese Politik wird zunächst unverändert beibehalten, 
über die zukünftigen Maßnahmen wird nach Abschluß der Ar- 
beiten der Bund-Länder-Kommission zu entscheiden sein. 


6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durchschnittlichen 
Kosten für die Modernisierung einer Altbauwohnung? 

Da unter den Begriff Modernisierung sehr unterschiedliche 
Maßnahmen fallen und die Kosten einzelner Teilmaßnahmen 
je nach Grundrißzuschnitt und Bauzustand schwanken, lassen 
sich aussagefähige allgemeine Durchschnittskosten nicht ange- 
ben. Auch mit diesen Fragen wird sich die Bund-Länder-Kom- 
mission zu befassen haben. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem Bauspa- 
ren im Rahmen der Modernisierung besondere Bedeutung zu- 
kommt und deshalb die Steuer- und prämienrechtlichen Prä- 
ferenzen für das Bausparen aufrechterhalten, wenn nicht sogar 
erweitert werden sollten? 

Dem Bausparen kommt nach Ansicht der Bundesregierung auch 
im Rahmen der Modernisierung besondere Bedeutung zu. Sie 
ist aber nicht nur deshalb, sondern auch wegen der weitaus 
größeren Bedeutung des Bausparens für den Wohnungsbau 
und die Eigentumspolitik im allgemeinen der Ansicht, daß an 
einer besonderen Steuer- und prämienrechtlichen Förderung des 
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Bausparens festgehalten werden sollte. Die Bundesregierung 
hat das in den bekannten Eckwert-Beschlüssen zur Steuerreform 
schon zum Ausdruck gebracht. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, unter anderem spürbar die 
Mittel für Zuschüsse und zinsverbilligte Darlehen zur För- 
derung der Instandsetzung und Modernisierung von Altbau- 
wohnungen anzuheben? 


Die Förderung der Modernisierung von Wohnungen ist Auf- 
gabe von Bund und Ländern, über Umfang und Form der zu- 
künftigen Förderung wird die Bundesregierung nach Abschluß 
der Arbeiten der schon erwähnten Kommission in Abstimmung 
mit den Ländern entscheiden. Die Bundesregierung hält eine 
Intensivierung der Förderung für notwendig. 


9. Beabsichtigt die Bundesregierung, Instandsetzungs- und Mo- 
dernisierungsmaßnahmen für Altbauwohnungen durch entspre- 
chende Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in die 
Förderungsmaßnahmen des sozialen Wohnungsbaus mit einzu- 
beziehen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, durch Vorlage eines Gesetzes 
die Förderungsmaßnahmen des sozialen Wohnungsbaus um 
Maßnahmen zur Bestanderhaltung und -Verbesserung zu er- 
gänzen. 


10. Inwieweit steht nach Ansicht der Bundesregierung das geltende 
Mietrecht einer Förderung der Altbaumodernisierung entge- 
gen? 

Das geltende Mietrecht, insbesondere § 3 des Wohnraum-Kün- 
digungsschutzgesetzes, steht nach Ansicht der Bundesregierung 
Modernisierungsmaßnahmen nicht entgegen. Die Vorschrift des 
§ 541 a Abs. 2 BGB erleichtert im übrigen dem Vermieter die 
Modernisierung in den Fällen, in denen der Mieter nicht damit 
einverstanden ist, die Maßnahmen jedoch als zumutbar zu dul- 
den hat. Allerdings kann der Vermieter in solchen Fällen auch 
gerechtfertigte Mieterhöhungen gegen den V/illen des Mieters 
nicht ohne weiteres durchsetzen. 


11. Beabsichtigt die Bundesregierung, über das Zweck entfrem- 
dungsverbot hinausgehende gesetzliche Maßnahmen zur Erhal- 
tung des Altwohnungsbestandes vorzubereiten, durch die 
der Abbruch von modernisierungsbedürftigen, aber erhaltungs- 
würdigen Wohnungen verhindert wird? 


Ziel weiterer gesetzlicher Maßnahmen, die der Erhaltung und 
Erneuerung des Wohnungsbestandes dienen, sollte es sein, so- 
wohl den Abbruch von erhaltungswürdigem, aber modernisie- 
rungsbedürftigem Wohnraum zu verhindern, als auch den Ab- 
bruch von überalterten, nicht mehr bewohnbaren Wohnungen 
zu verlangen, wenn eine Modernisierung wirtschaftlich nicht 
mehr sinnvoll ist. 
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Die Bundesregierung beabsichtigt hierzu einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse den 
Gemeinden ein ausreichendes rechtliches Instrumentarium an 
die Hand geben soll, auf die Nachholung unterlassener Instand- 
setzungsarbeiten und die Beseitigung baulicher Mißstände hin- 
zuwirken. Der Erlaß solcher Bestimmungen zur Wohnungspflege 
wird auch von den für das Wohnungs- und Siedlungswesen zu- 
ständigen Landesministern für erforderlich gehalten. 


12. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung bisher aus der 
Förderung von Studien- und Modellvorhaben zur Erneuerung 
von Städten und Gemeinden nach dem Städtebauförderungs- 
gesetz gemacht, die allgemein für die Modernisierungsbemü- 
hungen von Altbauwohnungen genutzt werden können? 

Im Rahmen der Studien- und Modellvorhaben zur Erneuerung 
von Städten und Dörfern wurden bisher keine Bundesförde- 
rungsmittel zur Durchführung von Modernisierungsmaßnah- 
men bei Altbauwohnungen beantragt, die mit Maßnahmen nach 
§ 21 StBauFG (Modernisierungsgebot) vergleichbar wären; in- 
folgedessen liegen hierzu auch noch keine Erfahrungen vor. 

Im Rahmen von künftigen Studien- und Modellvorhaben soll 
der Maßnahmenbereich Modernisierung modellhaft untersucht 
werden; die Vorbereitungen hierfür sind eingeleitet worden. 
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